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1Einführung in den Band

Baden-Württemberg ist Vorreiter in Sachen Bürgerbeteiligung, in keinem ande-
ren Bundesland wird Mitbestimmung in der Presse so positiv bewertet wie in
Baden-Württemberg. Das ist eines der Ergebnisse des Deutschen Akzeptanzat-
las, einer Studie die jetzt erstmals von der Hochschule Pforzheim präsentiert
wurde.1 Auch die Universität Hohenheim kommt zu einem positiven Resultat für
das Land Baden-Württemberg und belegt zudem die herausragende Bedeutung
von Bürgerbeteiligung für das Funktionieren unserer Demokratie.2 So fördere
die Zufriedenheit mit dialogischer Bürgerbeteiligung die Zufriedenheit mit der
Demokratie und die Bürgerinnen und Bürger in Baden-Württemberg liegen dabei
über dem Bundesdurchschnitt. Diese Ergebnisse deuten darauf hin, dass die Lan-
desregierung in Baden-Württemberg einige zentrale Ziele ihrer Politik erreicht
hat. So erklärte der Ministerpräsident Winfried Kretschmann nach der Landtags-
wahl im März 2011 die „Politik des Gehörtwerdens“ als zentrale Maxime seiner
Politik.3 Nach zehn Jahren wurde dieser Grundsatz im Mai 2021 zu einer „Po-
litik des Mitwirkens“ weiterentwickelt.4 Während dieser Zeit wurde eine Reihe

1 Vgl. Krebber (2019).
2 Vgl. Brettschneider (2021).
3 Vgl. Regierungserklärung des baden-württembergischen Ministerpräsidenten Winfried
Kretschmann (2011) https://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/de/informieren/zehn-
jahre-politik-des-gehoertwerdens/ (zuletzt abgerufen am 14.05.2021).
4 Vgl. Regierungserklärung des baden-württembergischen Ministerpräsidenten Winfried
Kretschmann (2021) am https://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/red
aktion/dateien/PDF/Anlagen_PMs_2021/210519_Regierungserkl%C3%A4rung_des_MP_
zum_Regierungsprogramm.pdf (zuletzt abgerufen am 20.09.2021).

© Der/die Autor(en), exklusiv lizenziert durch Springer Fachmedien
Wiesbaden GmbH, ein Teil von Springer Nature 2022
S. Keil et al., Bürgerbeteiligung und Verwaltungspraxis, Politik gestalten -
Kommunikation, Deliberation und Partizipation bei politisch relevanten
Projekten, https://doi.org/10.1007/978-3-658-36026-9_1

1
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von Erleichterungen für die Durchführung direkt-demokratischer Verfahren ent-
wickelt. Zudem wurden Verfahren der informellen Bürgerbeteiligung erprobt und
im Verwaltungshandeln verankert. Auch die Bürgerinnen und Bürger waren der
Ansicht, dass mehr Beteiligungsmöglichkeiten existieren würden als vor zehn
Jahren.5

Prominente Beispiele in Bezug auf die Verankerung rechtlicher Regelungen
zur Intensivierung der Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern bei der Planung
und Durchführung von Infrastrukturmaßnahmen in Baden-Württemberg stellen
die Verwaltungsvorschrift Öffentlichkeitsbeteiligung (VwV ÖB)6 des Staatsmi-
nisteriums und das Umweltverwaltungsgesetz (UVwG)7 des Umweltministeriums
Baden-Württemberg dar. Diese Regelungen sind bundesweit einmalig und zielen
auf eine neue Qualität der Planungs- und Beteiligungskultur, welche insbeson-
dere auf die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung und den aktiven und frühzeitigen
Einbezug aller relevanten Stakeholder fokussiert. Nicht zuletzt die Erfahrungen
mit dem Neubau des Bahnvorhabens Stuttgart 21 verdeutlichten aus Sicht der
Landesregierung die Notwendigkeit, die vorhandenen Beteiligungsinstrumente
weiterzuentwickeln und frühzeitig alle Akteursgruppen und die Öffentlichkeit
einzubinden.

Die rechtlichen Regelungen der VwV ÖB und des UVwG gehen auf das
Planungsvereinheitlichungsgesetz des Bundes vom 31.05.2013 zurück, wodurch
§ 25 VwVfG um einen neuen Absatz 3 ergänzt wurde. Entsprechend die-
sem Absatz haben Behörden auf Vorhabenträger zur Durchführung einer frühen
Öffentlichkeitsbeteiligung hinzuwirken. Diese frühe Öffentlichkeitsbeteiligung ist
als informelles Verfahren zu einem Zeitpunkt vorgesehen, zu dem noch kein
(formelles) Verwaltungsverfahren eingeleitet wurde. Im Gegensatz zum UVwG
verpflichtet die VwV ÖB nur als Binnenrecht die unmittelbaren Landesbehör-
den (in genehmigender und planender Funktion) zur Durchführung der frühen
Öffentlichkeitsbeteiligung. Damit sollen die öffentlichen Vorhabenträger vorbild-
haft zu einer veränderten Beteiligungskultur beitragen, insbesondere in Bezug auf
Landesvorhaben aus den Infrastrukturbereichen Straße und Hochwasserschutz.
Das UVwG regelt die Beteiligung von privatwirtschaftlichen Vorhabenträgern
und Kommunen und sieht Beteiligungsverfahren bei besonders umweltbedeut-
samen Projekten (infrastrukturelle Großvorhaben, die einer Planfeststellung oder
Umweltverträglichkeitsprüfung bedürfen) vor. Parallel zum Inkrafttreten der VwV

5 Vgl. Brettschneider (2021).
6 Inkrafttreten am 18. Dezember 2013.
7 Ab 01. Januar 2015 in Kraft getreten.
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ÖB wurde vonseiten des Staatsministeriums der Leitfaden für eine neue Pla-
nungskultur des Landes Baden-Württemberg veröffentlicht8. Dieser umfangreiche
Leitfaden, welcher mit Expertinnen und Experten aus Verwaltung, Wirtschaft
und Beteiligungspraxis sowie unter Einbezug von Beschäftigten von Landesver-
waltung, Verbänden, Wirtschaft sowie Bürgerinnen und Bürgern erstellt wurde,
enthält unverbindliche Empfehlungen zur Umsetzung der VwV ÖB und dient
als praktische Hilfestellung für die mit den Beteiligungsverfahren betrauten
Personen.

Das Deutsche Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung (FÖV) wurde
jeweils vom Staatsministerium und Umweltministerium Baden-Württemberg mit
der Evaluation der VwV ÖB und des UVwG beauftragt. Es handelte sich bei
diesen Analysen um flächendeckende Evaluationen, die über mehrere Jahre ex
post und begleitend durchgeführt wurden. Damit konnte das FÖV auf der Basis
einer einmaligen Datengrundlage Untersuchungen durchführen sowie Schlussfol-
gerungen auf einer weitreichenden Grundlage ableiten. Mit Hilfe eines mixed-
methods-Designs, d. h. sowohl quantitativen als auch qualitativen Erhebungs- und
Auswertungsverfahren, wurden insbesondere die mit der Einführung der VwV
ÖB und des UVwG intendierten Ziele und die durch diese Regelungen verur-
sachten Wirkungen untersucht sowie die Ressourcenbedarfe der Verwaltung und
Wirtschaft zur Planung und Durchführung von Beteiligungsverfahren ermittelt.

Der nachfolgende Band gliedert sich in zwei Abschnitte bzw. Kapitel.
Zunächst wird in Kapitel 2 die Evaluation der VwV ÖB ausführlich darge-
stellt. Diesem Kapitel ist eine Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse
der Evaluation der VwV ÖB vorangestellt (Kapitel 2.1). Anschließend stel-
len einleitende Ausführungen den Hintergrund und den Anlass der Evaluation
dar (Kapitel 2.2 und 2.3). Eine ausführliche Erörterung der rechtlichen Hin-
tergründe und Einbettung sowie eine Darstellung der Instrumente der VwV
ÖB und des Planungsleitfadens erfolgen in Kapitel 2.4 und 2.5. Vor der Prä-
sentation der empirischen Befunde wird das methodische Vorgehen erläutert
(Kapitel 2.6). Die Darstellung der empirischen Evaluationsergebnisse folgen der
Logik der Beteiligungsphasen, wie in der VwV vorgesehen: Beteiligungsscoping,
frühe, nicht-förmliche und nachlaufende Öffentlichkeitsbeteiligung. Des Weiteren
wurden die Kosten und Aufwände im Zusammenhang mit der Öffentlichkeits-
beteiligung geprüft (Kapitel 2.7). Eine zusammenfassende Betrachtung aller
Ergebnisse und von diesen abgeleitenen Empfehlungen, schließen den Abschnitt
über die Evaluation der VwV ÖB ab (Kapitel 2.8).

8 Veröffentlichung am 01. März 2014.
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Kapitel 3 stellt die Anlage und die Ergebnisse der Evaluation des UVwG dar.
Analog zu der Studie über die VwV ÖB werden zunächst die zentralen Ergebnisse
der Evaluation kompakt dargestellt (Kapitel 3.1). Danach folgen der Hintergrund
und der Anlass der Evaluation (Kapitel 3.2 und 3.3). Der rechtliche Rahmen
und der Anwendungsbereich des UVwG, auch im Unterschied zur VwV, sind
Gegenstand von Kapitel 3.4 und 3.5. Die Ergebnisse der empirischen qualitativen
und quantitativen Erhebungen und Analysen werden ausführlich in Kapitel 3.7
ausgeführt und interpretiert. Diesem Kapitel voran gestellt ist eine Beschreibung
des methodischen Vorgehens (Kapitel 3.6). Eine zusammenfassende Betrachtung
aller Ergebnisse sowie Formulierung von Optimierungspotenzialen schließen auch
die Evaluation des UVwG ab (Kapitel 3.8).

Eine zusammenfassende Schlussbetrachtung vervollständigt und finalisiert
diesen Band.



2Evaluierung der Verwaltungsvorschrift
„Öffentlichkeitsbeteiligung“ und des
damit zusammenhängenden
„Leitfadens für eine neue
Planungskultur“ des Landes
Baden-Württemberg

2.1 Zusammenfassung Evaluation VwV ÖB

Die Landesregierung von Baden-Württemberg hatte das Deutsche Forschungsin-
stitut für öffentliche Verwaltung (FÖV) mit der Evaluierung „der Verwaltungsvor-
schrift zur Intensivierung der Öffentlichkeitsbeteiligung in Planungs- und Zulas-
sungsverfahren“ (VwV ÖB) und des damit zusammenhängenden „Leitfadens für
eine neue Planungskultur“ (Planungsleitfaden) des Landes Baden-Württemberg
beauftragt. Ziel der Evaluation war die Überprüfung der mit der Einführung der
VwV ÖB verfolgten Ziele, die Ermittlung der Wirkungen und die Auswertung der
Erfahrungen aus der Praxis. Darüber hinaus zielte das Evaluationsvorhaben darauf
ab, den durch die Anwendung des Planungsleitfadens entstandenen Ressourcen-
aufwand bei den Vorhabenträgern zu ermitteln. Im Evaluationszeitraum von 2015
bis 2019 führte das FÖV langfristige Aufwandsberechnungen und Wirkungs-
analysen der von den Vorhabenträgern durchgeführten Öffentlichkeitsbeteiligung
(ÖB) im Gesamten und den ÖB-Maßnahmen im Speziellen durch.

ÖB, darin stimmen Akteure aus der Wissenschaft und Politik, den Verbänden
und Gemeinden, der Presse und Bürgerinitiativen sowie der Bevölkerung über-
ein, ist ein unverzichtbarer und selbstverständlicher Bestandteil bei der Planung
und Durchführung von Infrastrukturvorhaben. Gegen diese artikuliert sich immer
wieder Widerstand, wobei sich die Proteste sowohl gegen die Vorhaben selbst als
auch gegen den Ablauf der Planungs- und Entscheidungsprozesse richten. Der
Umgang mit diesen Protesten stellt die Vorhabenträger immer wieder vor neue
Herausforderungen. ÖB soll in diesem Zusammenhang dazu beitragen, belastende

© Der/die Autor(en), exklusiv lizenziert durch Springer Fachmedien
Wiesbaden GmbH, ein Teil von Springer Nature 2022
S. Keil et al., Bürgerbeteiligung und Verwaltungspraxis, Politik gestalten -
Kommunikation, Deliberation und Partizipation bei politisch relevanten
Projekten, https://doi.org/10.1007/978-3-658-36026-9_2

5

http://crossmark.crossref.org/dialog/?doi=10.1007/978-3-658-36026-9_2&domain=pdf
https://doi.org/10.1007/978-3-658-36026-9_2


6 2 Evaluierung der Verwaltungsvorschrift …

Konflikte zu entschärfen und gemeinsam mit allen Betroffenen, Interessierten und
Stakeholdern tragfähige Lösungen zu erarbeiten.

In Baden-Württemberg ist Bürgerbeteiligung eine bereits seit vielen Jahren
gelebte Praxis. Der Planungsleitfaden spricht dabei von Bürgerbeteiligung als
„Markenkern des Landes“1. Die ÖB hat sich stetig weiterentwickelt und die
baden-württembergische Landesregierung formulierte in ihrem Koalitionsvertrag
aus dem Jahr 2011 das Ziel, eine „neue Planungs- und Beteiligungskultur“2 zu
schaffen. Notwendig waren dafür aus Sicht der Landesregierung ein klar definier-
ter Handlungsrahmen mit einem hohen Maß an Verbindlichkeit. Daher wurde mit
der VwV ÖB eine Regelung geschaffen, die in ihrer Verbindlichkeit bundesweit
einmalig ist. Es geht dabei im Wesentlichen um „die intensive Einbindung von
Bürgerinnen und Bürgern bei Großvorhaben des Landes (und)… um das gezielte,
aktive Einholen von Bürgermeinungen auch jenseits der unmittelbar betroffe-
nen Anlieger. …. Die neuen Regeln schaffen erstmals ein geregeltes „Scharnier“
zwischen den Vorschlägen aus der Bürgerbeteiligung und den Entscheidungen
der Behörden.“3 Als Begleitwerk und nützliche Hilfe für Behörden und andere
Stakeholder wurde der Planungsleitfaden formuliert. Die VwV ÖB trat am 18.
Dezember 2013 in Kraft und der Planungsleitfaden wurde am 1. März 2014
veröffentlicht.

Datenbasis sowie Erhebungs- und Auswertungsverfahren
Die Evaluation der VwV ÖB erfolgte ex-post und kombinierte sowohl flächende-
ckende als auch systematisch-ausgewählteAnalysen.DieStruktur derUntersuchung
folgte dabei der in der VwV ÖB und im Planungsleitfaden zu Grunde gelegten
Logik: Es wurden die einzelnen ÖB-Phasen (frühe ÖB, nicht-förmliche ÖB und
nachlaufende ÖB) differenziert analysiert, darüber hinaus erfolgte eine phasenüber-
greifende Betrachtung. Die einzelnen ÖB-Phasen wurden nicht nur systematisch,
differenzierend und vergleichend analysiert, sondern weitergehend wurden auch
phasenübergreifende Untersuchungen durchgeführt.

Zum einen wurde eine flächendeckende Evaluation der Aufwände, eingesetzten
Formate und Teilnehmenden von 2015 bis 2017 durchgeführt. Die Datengrund-
lage bildeten 218 Vorhaben, für die im Berichtszeitraum rund 2760 ausgefüllte
Fragebögen übermittelt wurden. Mithilfe der statistischen Programmpakete SPSS
und R wurden die Daten anhand uni-, bi- und multivariater Auswertungsverfahren

1 Vgl. Planungsleitfaden, S. 3.
2 Vgl. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Baden-Württemberg und SPD Baden-Württemberg
2011, S. 59.
3 Vgl. Planungsleitfaden, S. 3.
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ausgewertet. Zum anderen wurden Wirkungsanalysen durchgeführt. Dafür wurden
auf der Grundlage theoretisch und empirisch abgeleiteter Kriterien sieben Vorha-
ben ausgewählt, die mithilfe quantitativer standardisierter Online-Umfragen sowie
qualitativer leitfadengestützter Interviews untersucht wurden.

Gesamtbewertung
Als Ergebnis der Evaluation ist eine Verlängerung der Geltung der VwV ÖB und
ggf. deren Verstetigung zu empfehlen. Das im Planungsleitfaden formulierte Ziel
der Entwicklung einer neuen Planungs- und Beteiligungskultur konnte weitgehend
realisiert werden. Dieses Fazit ist das Ergebnis einer Reihe von Einzelaspekten,
aber auch die Ansicht der befragten Vorhabenträger. Bürgerbeteiligung wurde auch
vor der Einführung der VwV ÖB durchgeführt, allerdings war der Erfolg teilweise
abhängig von den Kompetenzen der mit der ÖB betrauten Personen. Diesem Pro-
blembegegnen dieVwVÖBund der Planungsleitfaden durch eine Systematisierung
und Professionalisierung der ÖB. Dadurch entstand auch bei den Durchführenden
ein neues Bewusstsein und die ÖB konnte sich nach Ansicht der Vorhabenträger
zu einem festen Bestandteil und zu einer festen Institution bei der Planung und
Durchführung von Vorhaben entwickeln. Durch die VwV ÖB wurde ein rechtli-
cher Rahmen geschaffen, der den Anspruch der Bürgerinnen und Bürger nach mehr
Beteiligung ernst nimmt, indem klare Vorgaben zu mehr Information existieren und
die Möglichkeit für mehr Partizipation institutionalisiert wurde. Die VwV ÖB und
der Planungsleitfaden werden als nützliche Hilfe bei der Planung undDurchführung
von ÖB beurteilt. Gleichwohl wurden auch Optimierungspotenziale deutlich.

Ergebnisse: Gesamt
ÖB bedeutet vor allem frühe Öffentlichkeitsbeteiligung (frühe ÖB). So entfielen
mehr als zwei Drittel der aufgewendeten Zeit auf die frühe ÖB. Ein weiteres Viertel
wurde für die nachlaufende ÖB aufgewendet, während die nicht-förmliche ÖB eine
marginale Rolle spielte. Die Normstellenberechnung ergab einen Stellenbedarf von
vier bis fünf Stellen pro RP.

Die phasenübergreifenden Analysen belegten ein relativ positives Bild in Bezug
auf die Beurteilung vieler Aspekte: DieWirkungen informeller Beteiligung wurden
grundsätzlich positiv beurteilt,wichtigeZiele derVwVÖBkonnten erreichtwerden,
die Erwartungen der Stakeholder konntenmehrheitlich erfüllt werden, dieWahrneh-
mung der Einflussmöglichkeiten fiel mehrheitlich positiv aus, die Vorhabens- und
vor allem die Verfahrensakzeptanz konnten gesteigert werden, Konflikte konnten
minimiert werden und nahezu alleAkteursgruppen profitierten von der durchgeführ-
ten ÖB. Entsprechend wurden vonseiten der Vorhabenträger den durch die VwV
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ÖB induzierten Veränderungen ein Mehrwert attestiert: Expertise durch die zusätz-
lichen Stellen, Professionalisierung, Systematisierung, klarere Verbindlichkeiten,
zunehmende Effizienz der Planungen, ein Bewusstseinswandel über die Notwen-
digkeit von ÖB, stärkere Verknüpfung zwischen dem formellen Verfahren und der
(frühen) ÖB. Infolgedessen sprach sich die Mehrheit der Vorhabenträger für eine
Verlängerung der VwV ÖB in der aktuellen Form aus.

Wie bereits erwähnt, konnte die Evaluation positive Auswirkungen sowohl auf
die Vorhabens- als auch auf die Verfahrensakzeptanz belegen. In der ÖBwird häufig
dieAnnahmebzw.Hoffnung einer akzeptanzförderndenWirkungvonBürgerbeteili-
gung formuliert. Vorhabenträger sehen sich bei der Durchführung vonVorhabenmit
widerstreitenden Positionen konfrontiert, die sich häufig kaumauflösen lassen. Inso-
fern ist eswichtig, zwischenVerfahrens- undVorhabensakzeptanz zu unterscheiden.
So können Akteursgruppen mit einem Vorhaben selbst nicht einverstanden sein
und keine ÖB-Maßnahmen vermögen eine Änderung der Einstellung zu bewirken.
Jedoch kann eine das Vorhaben ablehnende Person von der Fairness und Rechtmä-
ßigkeit des Verfahrens überzeugt sein. Dann kann die Planung und Durchführung
von ÖB-Maßnahmen viel dazu beitragen, dass das Verfahren akzeptiert wird und
in Folge die Konflikthaftigkeit abnimmt. Befunde aus der Forschung konnten stets
akzeptanzfördernde Wirkungen auf Verfahren nachweisen jedoch weniger auf die
Vorhaben selbst. Insofern ist es bemerkenswert, dass nach Ansicht der Stakehol-
der durch die ÖB sogar eine Steigerung der Vorhabensakzeptanz erreicht werden
konnte.

Die Einführung der VwVÖB und die durch sie verursachten Änderungen waren
begleitet von einer Diskussion über (fehlende) Ressourcen und der Befürchtung
eines nicht zu bewältigenden Arbeitsaufwandes. In der Realität hat sich diese
Befürchtung nicht in relevantem Umfang bewahrheitet. Zwar wurde ein Mangel
an personellen und zeitlichen Ressourcen kritisiert. Gleichzeitig wurde die Einset-
zung der ÖB-Referentinnen und Referenten begrüßt, die durch ihre Expertise einen
Mehrwert in der Vorbereitung böten und als wertvolle Unterstützung angesehen
wurden. Der Planungsleitfaden wurde als Hilfe bei der Planung und Durchführung
der ÖB von allen Befragten verwendet und als sinnvolles Instrument und gutes
Handbuch für die Planung und Durchführung bewertet. Zusätzlich erstellten die mit
der Durchführung der ÖB betrauten Personen auch eigene Dokumente und griffen
zur Unterstützung ihrer Tätigkeit auf bestehende Publikationen und Handbücher
zurück.

Kritisch ist der Umgang mit den Erfahrungen und dem bestehenden Wissen
innerhalb der RP zu bewerten. So existierte kein systematisches Wissensmanage-
ment, wenngleich bestehende Reflektionsrunden der ÖB-Verantwortlichen und die
ÖB-Berichte einen ersten Schritt in diese Richtung darstellen.


